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Die nächste Sitzung des 
 
AUSSCHUSSES FÜR SOZIALES, ARBEIT UND 
INTEGRATION 
 
findet statt am 
 
Donnerstag, dem 11. Mai 2017, um 17:00 Uhr 
 
in Sitzungssaal 1, Schmiedestraße 2, 3. OG. 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende des Ausschusses, Cansu Özdemir (Fraktion DIE LINKE), bittet die Mitglieder 
sowie ständigen Vertreter und Vertreterinnen, an dieser Sitzung teilzunehmen. 
 

Tagesordnung: 

1.  Drs.  
21/4681 

Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausgaben der Ausgleichsabgabe 
und der Förderung von schwerbehinderten Menschen aus Mitteln der 
Ausgleichsabgabe 
(Große Anfrage Fraktion DIE LINKE) 

2.  Drs.  
21/7486 
 
 
 
 
 
 
mit 

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 13. 
Juli 2016 "Konsens mit den Initiatoren der Volksinitiative  Hamburg für 
gute Integration' " Drucksache 21/5231 Zugleich Stellungnahme des 
Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 27. April 2016 "Bericht 
des Stadtentwicklungsausschusses über die Drucksache 21/2550: 
Aufstockung der Wohnungsbauförderung: Wohnunterkünfte zu neuen 
Quartieren in guter Nachbarschaft entwickeln - 25 Punkte für eine 
gelingende Integration vor Ort" (Drucksache 21/4066) 
(Bericht Senat) 

 Drs.  
21/7387 
 
 
und 

Wie weit ist Umsetzung des Konsens mit der Volksinitiative -Hamburg für 
gute Integration!  vorangekommen? 
(Große Anfrage CDU) 
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 Drs.  
21/8160 

Grundlage für eine gelingende soziale Durchmischung durch Drittelmix bei 
Flüchtlingsunterkünften mit Perspektive Wohnen schaffen 
(Antrag CDU) 

3.    
 

Situation der geflüchteten Menschen in Hamburg 
(Selbstbefassung gem. § 53 Absatz 2 der Geschäftsordnung der 
Hamburgischen Bürgerschaft) 

4.  Drs.  
21/7797 

Ursachen der Obdachlosigkeit umfassend ermitteln 
(Antrag CDU) 

5.   Verschiedenes 

 


